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PRESSEMITTEILUNG Nr. 101/24 
Luxemburg, den 18. Juni 2024 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-352/22 | Generalstaatsanwaltschaft Hamm (Ersuchen um 

Auslieferung eines Flüchtlings an die Türkei) 

Die Anerkennung als Flüchtling in einem Mitgliedstaat steht der 

Auslieferung des Betroffenen an sein Herkunftsland entgegen 

Solange die Behörde, die die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, diese nicht aberkannt hat, darf der 

Betroffene unabhängig von den Gründen, auf die das Auslieferungsersuchen gestützt wird, nicht ausgeliefert 

werden 

Der Gerichtshof stellt klar, dass ein Drittstaatsangehöriger nicht an sein Herkunftsland ausgeliefert werden darf, 

wenn ihm von einem Mitgliedstaat die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde. Die mit dem Auslieferungsersuchen 

befasste Behörde muss mit der Behörde, die die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, Kontakt aufnehmen. Solange 

diese Behörde die Flüchtlingseigenschaft nicht aberkannt hat, darf der Betroffene nicht ausgeliefert werden. 

Die Türkei hat Deutschland um die Auslieferung eines türkischen Staatsangehörigen kurdischer Herkunft ersucht, 

der des Totschlags verdächtig ist. 

Dem deutschen Gericht, das über dieses Ersuchen zu entscheiden hat, stellt sich die Frage, ob der Auslieferung die 

Tatsache entgegensteht, dass der Betroffene im Jahr 2010 in Italien als Flüchtling anerkannt wurde, weil ihm wegen 

seiner Unterstützung der Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) politische Verfolgung durch die türkischen Behörden 

drohte. 

Da diese Frage das Gemeinsame Europäische Asylsystem sowie die Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union betrifft, hat das deutsche Gericht hierzu den Gerichtshof befragt. 

Der Gerichtshof entscheidet, dass die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft in Italien der Auslieferung des 

Betroffenen an sein Herkunftsland, aus dem er geflohen ist, entgegensteht. Solange die italienischen Behörden die 

Flüchtlingseigenschaft nicht aberkannt haben, ist die Auslieferung abzulehnen1. Denn eine solche Auslieferung 

würde faktisch bedeuten, dass die Flüchtlingseigenschaft beendet wird. 

Die zuständige deutsche Behörde muss gemäß dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit mit der italienischen 

Behörde, die die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, Kontakt aufnehmen. 

Erkennt die italienische Behörde daraufhin die Flüchtlingseigenschaft ab, ist außerdem erforderlich, dass die 

deutsche Behörde selbst zu dem Ergebnis gelangt, dass der Betroffene die Flüchtlingseigenschaft nicht oder nicht 

mehr besitzt2. Darüber hinaus muss sie sich vergewissern, dass im Fall der Auslieferung des Betroffenen an die 

Türkei für ihn dort kein ernsthaftes Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen unmenschlichen oder 

erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht. 
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Bleiben Sie in Verbindung! 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung 

des Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht 

den beim nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des 

Gerichtshofs vom nationalen Gericht zu entscheiden. Die Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise 

andere nationale Gerichte, wenn diese über vergleichbare Fragen zu befinden haben. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆ +352 4303-3255 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 

1 Der Gerichtshof weist jedoch darauf hin, dass der Unionsgesetzgeber bislang keinen Grundsatz aufgestellt hat, wonach die Mitgliedstaaten 

verpflichtet wären, die von einem anderen Mitgliedstaat erlassenen Entscheidungen über die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft automatisch 

anzuerkennen. Den Mitgliedstaaten steht es daher frei, die Anerkennung sämtlicher mit der Flüchtlingseigenschaft verbundenen Rechte in ihrem 

Hoheitsgebiet davon abhängig zu machen, dass ihre zuständigen Behörden eine neue Entscheidung über die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

erlassen. 

2 Die förmliche Anerkennung als Flüchtling durch einen Mitgliedstaat hat nämlich nur deklaratorischen Charakter. Daher verfügt ein 

Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser, der die einschlägigen Voraussetzungen erfüllt, allein aus diesem Grund über die Eigenschaft als 

Flüchtling. 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-352/22
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